
Polizei und Justiz sind Institutio-
nen, die Grundrechte schützen,
die aber auch massiv in sie ein-

greifen“, sagt Dr. Maria Wittmann-Ti-
wald, Richterin am Oberlandesgericht
Wien und Co-Vorsitzende der Fach-
gruppe Grundrechte in der Vereinigung
der österreichischen Richterinnen und
Richter. „Auf die Polizei trifft das noch
viel unmittelbarer zu als auf die Justiz,
weil Polizistinnen und Polizisten aus
der Situation heraus handeln müssen.
Bis eine Richterin oder ein Richter eine
Angelegenheit entscheidet, vergeht in
der Regel viel Zeit – Zeit, in der sorg-
fältig abgewogen werden kann. Diese
Möglichkeit haben Polizeibedienstete
nicht.“

Dr. Hagen Nordmeyer, Richter am
Obersten Gerichtshof in Wien und
Vorstandsmitglied in der Fachgruppe
Grundrechte in der Richtervereinigung,
sagt, „Polizisten, die auf der Straße
Dienst machen, müssten die bestausge-
bildeten Grundrechtskenner sein – ab-
gesehen davon, dass sie die höchste
psychische Stabilität und soziale Kom-
petenz aufweisen müssten.“ Polizistin-
nen und Polizisten müssten unter ho-
hem Zeitdruck Entscheidungen treffen,
die nicht nur in ein Grundrecht eingrei-
fen, sondern in mehrere, etwa in das
Grundrecht auf Freiheit (durch eine
Festnahme), in das Grundrecht auf Ei-
gentum (Sicherstellung) oder in das
Hausrecht (Hausdurchsuchung); das
Grundrecht auf Leben und körperliche
Unversehrtheit kann bei einem Waf-
fengebrauch betroffen sein.

So klar, wie ein Sachverhalt nach
Abschluss einer Amtshandlung vor-
liegt, so klar ist er meist keineswegs,
wenn Polizisten zum Ort des Einschrei-
tens kommen. Oft lässt sich anfangs
nicht erkennen, wer Opfer ist und wer
Täter – und damit nicht, wessen
Grundrechte geschützt werden sollten
und in wessen Grundrechte einzugrei-
fen ist.

Zunehmendes Bewusstsein. Bei
Richterinnen und Richtern ist das Be-
wusstsein für Grundrechte in Verfah-
ren in den vergangenen Jahren deutlich
gestiegen. „Es ist viel selbstverständli-

cher geworden, Grundrechtsüberlegun-
gen in Entscheidungen einzubeziehen“,
erklärt Maria Wittmann-Tiwald. Immer
öfter führten Prozessparteien und deren
Anwälte Grundrechte als Argumente
ins Treffen.

„Grundrechte sind nichts zu Disku-
tierendes, sie sind am Tisch – und das
ist gut so“, betont Wittmann-Tiwald.
„Man muss auch als Richterin oder Po-
lizist Grundrechte aus der eigenen Per-
spektive sehen. Jeder kann betroffen
sein – im Dienst oder als Privatper-
son.“ Grund- und Menschenrechte sei-
en nicht Selbstzweck.

Grund- und Menschenrechte sind in
verschiedenen Verfassungsgesetzen
verankert, beispielweise im Staats-
grundgesetz 1867, in einzelnen Bestim-
mungen wie das Grundrecht auf Daten-
schutz, in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK), in der EU-
Grundrechte-Charta. Alle Gerichte in
Österreich sind mit dem Schutz von
Grundrechten befasst. 

Auch der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte (EGMR) in Straß-
burg kann bei behaupteter Verletzung
der EMRK angerufen werden. Der Ge-
richtshof der Europäischen Gemein-
schaften (EuGH) in Luxemburg wacht
über die Einhaltung der Grundrechte
bei Anwendung des EU-Rechts, das
auch in den Mitgliedstaaten verbind-
lich ist. Daher ist die Rechtsprechung
dieser beiden Gerichtshöfe von großer
Bedeutung. Mitunter kann es zu unter-
schiedlichen Entscheidungen der Ge-
richte kommen, weil Grundrechte an-
ders gewichtet werden. „Österreichi-

sche Medien haben sich etwa in Ver-
fahren vor dem EGMR des Öfteren mit
Erfolg auf das Recht auf Freiheit der
Meinungsäußerung berufen“, erläutert
Hagen Nordmeyer. „Daraus resultie-
rende Verurteilungen Österreichs las-
sen sich zum Teil mit unterschiedli-
chen Maßstäben bei der Grundrechts-
abwägung erklären.“ Österreichs Ge-
richte seien beispielsweise geneigt, das
Recht auf Privatsphäre von Politikern
gegenüber dem Informationsinteresse
der Allgemeinheit stärker zu betonen
als der EGMR. Dessen Rechtsprechung
habe aber mittlerweile auf Österreich
zurückgewirkt.

Der Oberste Gerichtshof in Öster-
reich stützt sich in seinen Entscheidun-
gen immer wieder direkt auf Garantien
der EMRK und auf die dazu bestehen-
de Rechtsprechung des EGMR . „Im-
mer öfter werden in OGH-Urteilen –
vor allem in Strafverfahren – EGMR-
Entscheidungen zitiert“, berichtet
Nordmeyer. „Das hat unmittelbare
Auswirkungen auf innerstaatliche Ver-
fahren.“ Auch dadurch steige das Pro-
blembewusstsein österreichischer Ge-
richte den Grundrechten gegenüber.

Grundrechte sind eine Querschnitts-
materie. „Es gibt keinen Rechtsbe-
reich, der nicht von Grundrechten be-
troffen ist – sei es das Familienrecht in
Obsorgerechtsfragen, wo zum Beispiel
ganz massiv in die Rechte Einzelner
eingegriffen wird, sei es das Zivilrecht,
das Asylrecht, ganz zu schweigen vom
Strafrecht“, erläutert Wittmann-Ti-
wald. Die Vertreter der Fachgruppe
Grundrechte suchten daher innerhalb
der Richtervereinigung den Kontakt
mit anderen Fachgruppen, aber auch
außerhalb zu Organisationen, beispiels-
weise dem „Österreichischen Institut
für Menschenrechte“ in Salzburg oder
dem „Ludwig-Boltzmann-Institut für
Menschenrechte“ in Wien. Auch mit
der Polizei und dem Innenministerium
gibt es immer wieder Berührungspunk-
te. Maria Wittmann-Tiwald zum Bei-
spiel ist im Kernteam des BMI-Pro-
jekts Polizei.Macht.Menschen.Rechte
vertreten. „Wir beobachten dieses Pro-
jekt mit großem Interesse“, erläutert
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Menschenrechte am Richtertisch
Grund- und Menschenrechte sind eine Querschnittsmaterie und werden immer stärker zum Thema 

in Urteilen unterschiedlicher Gerichte.

Maria Wittmann-
Tiwald: „Richter
haben Zeit zu
entscheiden, Po-
lizisten nicht.“

Hagen Nordmeyer:
„Polizisten müssten
die bestausgebilde-
ten Grundrechts-
kenner sein.“



die Richterin. „Die Justiz beschränkt
sich auf Aus- und Fortbildung. Die Po-
lizei geht mit dem Projekt
Polizei.Macht.Menschen.Rechte sehr
viel weiter. Sie schafft Rahmenbedin-
gungen für ihre Bediensteten, um
Grundrechte besser in die Arbeit inte-
grieren zu können.“ 

Die Polizei setze Maßnahmen, um
Menschenrechte bereits beim Erstkon-
takt von Berufsbewerbern anzuspre-
chen, sie schaffe Strukturen durch
Menschenrechtsverantwortliche in ho-
hen hierarchischen Ebenen und sie ge-
be mit der Möglichkeit zur beruflichen
Reflexion konkreter Amtshandlungen
ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern die Chance, ihr eigenes polizeili-
ches Handeln in professionellem Rah-
men zu überdenken.

Grundrechtsausbildung für Richter.
Seit 2008 müssen Richteramtsanwärte-
rinnen und -anwärter in ihrer Ausbil-
dung ein Grundrechtsseminar absolvie-
ren. Es wird von der Fachgruppe
Grundrechte der Richtervereinigung in-
haltlich ausgerichtet. Das Justizmini-
sterium arbeitet in der Aus- und Wei-
terbildung von Richtern und Staatsan-
wälten mit den Oberlandesgerichten
und mit den Berufsverbänden eng zu-
sammen – anders, als das im Innenmi-
nisterium der Fall ist, weil hier die Si-
cherheitsakademie seitens des Dienst-
gebers für Aus- und Weiterbildung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sorgt.

Das Erlernen der Grundrechte bietet
keine Gewähr für einen „optimalen“
Umgang mit der Materie in jedem Ein-
zelfall. „Bei Grundrechten gibt es kein
Schwarz und kein Weiß“, betont Witt-
mann-Tiwald. Oft müssten Polizei und
Justiz in Grundrechte eingreifen, um
andere zu schützen. „Jede Abwägung
muss sehr genau erfolgen und führt

nicht immer zu einem eindeutigen Er-
gebnis.“ Entscheidungen, die der
EGMR aufhebe, beruhten daher nicht
automatisch auf einer individuellen
Verfehlung eines einschreitenden Poli-
zisten oder eines Richters. Wichtig sei,
dass die Überlegungen hinter einer
Entscheidung schlüssig begründet sei-
en. „Ein hoher Prozentsatz von Grund-
rechtseingriffen im Rahmen des Straf-
rechts ist durch klare gesetzliche Rege-
lungen gedeckt“, sagt Hagen Nordmey-
er. Doch mit keinem Gesetz sei man in
der Lage, jeden Sachverhalt zu erfas-
sen. Daher gebe es einen Grenzbereich,
innerhalb dessen abgewogen und indi-
viduell entschieden werden müsse. Ju-
stiz- und Polizeibedienstete müssten in
diesem Bereich ein Gespür entwickeln
und dürften nicht eindimensional den-
ken. 

Bisweilen kritisiert der EGMR nicht
nur ein Zuviel an Grundrechtseingrif-
fen, sondern auch ein Zuwenig an
Grundrechtsgewährleistung für die Op-
fer von Straftaten. In einem Fall rügte
der Gerichtshof die Behörden wegen

fehlender Ermittlungsschritte gegen
Verdächtige im Fall eines Vergewalti-
gungsvorwurfs – mit der grundrechtli-
chen Begründung, der Staat habe die
Pflicht, Menschen vor Gewalt zu
schützen und Verdächtige dementspre-
chend zu verfolgen.

„Eine abstrakt rechtlich vorgesehe-
ne und technisch mögliche Maßnahme
erlaubt aber nicht automatisch einen
Grundrechtseingriff“, betont Nordmey-
er. Die „Verhältnismäßigkeit“ eines
Eingriffs zur Verdachtslage sei ein we-
sentliches Element. Im Fall eines Ver-
kehrsunfalls mit Fahrerflucht sei eine
Funkzellenabfrage zwar technisch
möglich, sie erfasse aber möglicher-
weise eine Vielzahl von Unbeteiligten
und greife damit in deren Grundrecht
ein, was im Hinblick auf das relativ ge-
ringe Gewicht der verfolgten Tat pro-
blematisch sei.

Intensiv diskutiert wurde beispiels-
weise, ob Betreiber von Bankopmaten
verpflichtet werden könnten, Überwa-
chungsbilder aus dem Umfeld eines
Bankomaten herauszugeben, die einen
Verdächtigen zeigten, der Geld aus
dem Bankomatenschlitz nehme, das
sein Vorgänger zu entnehmen verges-
sen habe. Der Oberste Gerichtshof ent-
schied, die Veröffentlichung sei recht-
mäßig, weil nur durch die Herausgabe
von Lichtbildern das Bankgeheimnis
nicht tangiert werde.

Grundrechte sind Mehraufwand.
„Die sorgfältige Begründung, ob ein
Eingriff rechtmäßig, zulässig, vertret-
bar und verhältnismäßig ist, bringt
zwar einen Mehraufwand für die ent-
scheidenden Organe“, sagt Nordmeyer.
„Sie bedeutet aber auch einen höheren
Standard unseres Rechtssystems.“ Es
ist zwar grundsätzlich möglich, sämtli-
che Computer eines Wirtschaftstreu-
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Fachgruppe Grundrechte
Die Fachgruppe Grundrechte in der

„Vereinigung der österreichischen
Richterinnen und Richter“ wurde 2005
gegründet. Den Schwerpunkt ihrer
Aufgabe sehen die Richterinnen und
Richter in der Grundrechte-Ausbil-
dung. Sie arbeiten mit verschiedenen
externen Einrichtungen zusammen,
und zwar mit dem „Ludwig-Boltz-
mann-Institut für Menschenrechte“,

dem „Österreichischen Institut für
Menschenrechte“ und dem „Europäi-
schen Trainings- und Forschungszen-
trum für Menschenrechte und Demo-
kratie“. 

Grundrechtstag. Seit 2008 führen
die vier Oberlandesgerichte Grund-
rechts-Ausbildungen für Richteramts-
anwärter durch. 2007 veranstaltete die
Fachgruppe Grundrechte den ersten
„Grundrechtstag“ in Linz unter dem

Titel „Good-bye Privacy – Grundrech-
te in der digitalen Welt“. Der zweite
Grundrechtstag fand in Graz statt – mit
dem Titel „Körper-Codes“. Darin be-
schäftigten sich die Teilnehmer mit
dem Themenkomplex rund um moder-
ne Medizin, individuelle Handlungs-
freiheiten und Grundrechte. 

Der dritte Grundrechtstag am 29.
und 30. September 2011 in Salzburg
wird sich mit der „Justiz in der kultu-
rellen Vielfalt“ befassen.

R I CHT ERVER E IN IGUNG

Bewusstsein für Grundrechte in Verfah-
ren ist bei Richtern gestiegen. 



händers vom Netz zu nehmen und zu
beschlagnahmen, weil das Unterneh-
men etwa im Verdacht steht, Daten zu
besitzen, mit deren Hilfe eine Straftat
aufgeklärt werden könnte. Unter dem
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit
wird man sich aber sorgfältig damit
auseinanderzusetzen haben, dass damit
nicht nur die Existenz des Wirt-
schaftstreuhänders aufs Spiel gesetzt
werden könnte, sondern von einer sol-
chen Maßnahme auch die Daten Dut-
zender Unbeteiligter betroffen sein
könnten.

Für Nordmeyer ist es selbstver-
ständlich, dass die Grundrechtsabwä-
gung im frühen Stadium polizeilichen
Einschreitens zum Teil unter großem
Zeitdruck und daher zwangsläufig nach
einem gröberen Raster erfolgt als in
gerichtlichen Entscheidungen. „Richter

schreiten in einem anderen Stadium
des Verfahrens ein, weshalb an ihre
Entscheidungen höhere Anforderungen
zu stellen sind. „Im Stadium polizeili-
chen Handelns sind die Möglichkeiten
stark eingeschränkt.“ Von Höchstge-
richten festgestellte Rechtsverletzun-
gen bringen daher nicht unbedingt indi-
viduelles Versagen zum Ausdruck,
sondern finden manchmal auch in spe-
zifischen Verfahrensrollen ihre Er-
klärung. Immer wieder komme es zu
grundrechtlich relevanten Problemen
durch unzureichende Übersetzungen
von Aussagen. Zum Beispiel sind Ver-
nehmungen mit Menschen schwierig,
wenn ihre sprachliche Herkunft unge-
wiss ist. In manchen Ländern gibt es
Dutzende unterschiedliche Sprachen,
etwa in afrikanischen Staaten wie Ni-
geria. Eine Übersetzung mit Hilfe einer

Drittsprache (z. B. Englisch) sollte in
problematischen Fällen vor Gericht
zwar vermieden, kann aber nicht aus-
geschlossen werden. „Stellen Sie sich
vor, Sie werden in einem asiatischen
Land auf Englisch vernommen“, sagt
Hagen Nordmeyer. „Sie könnten sich
bei guten Englischkenntnissen zwar
ausreichend verständigen und würden
Sachverhalte weitgehend erfassen.“ In
einer Fremdsprache habe jeder Mensch
Schwierigkeiten, sprachliche Feinhei-
ten zu verstehen und auszudrücken und
das könne mitunter gravierende rechtli-
che Konsequenzen nach sich ziehen.
Hilfreich für die Gerichte, um rechtzei-
tig Vorsorge treffen zu können, wäre es
daher, wenn in den Akten die Mutter-
sprache von Betroffenen oder Ein-
schränkungen in der gedolmetschten
Sprache vermerkt würden. G. B.
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Die Polizei geht mit dem Projekt „Polizei.Macht.Menschen.Rechte“ sehr weit. Sie schafft Rahmenbedingungen für ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, um Grundrechte besser in die Arbeit integrieren zu können.

BMI-Projekt
Das Projekt „Polizei.Macht.Men-

schen.Rechte“ wurde 2007 gestartet. Es
verfolgt einen Ansatz der Zusammen-
arbeit zwischen Polizei und Zivilgesell-
schaft. Projektleiter von polizeilicher
Seite ist General Mag. (FH) Mag. Kon-
rad Kogler; von zivilgesellschaftlicher
Seite der Organisationsberater Univ.-
Prof. Dr. Alfred Zauner. 

Ziel ist es, die Polizei als größte
Menschenrechtsorganisation Öster-
reichs zu positionieren und das polizei-
liche Handeln dementsprechend zu ge-
stalten. 

Das Kernteam des Projekts besteht
aus etwa 20 Personen, darunter Vertre-
ter der Polizei (Wachkörper und
Behörde), der Justiz (Dr. Maria Witt-
mann-Tiwald) und ziviler Organisatio-
nen wie ZARA.

Ein Schwerpunkt wird auf Ausbil-
dung gelegt, ein weiterer auf die Ge-
staltung von Rahmenbedingungen für
menschenrechtskonformes Einschrei-
ten, ein dritter auf die Kommunikation
der Philosophie des Projekts.

Das Projekt Polizei.Macht.Men-
schen.Rechte untergliedert sich in die
Subteams Personal (Leiter Brigadier
Thomas Schlesinger), Organisation

(Leiter Mag. Manfred Zirnsack) und
Einsatz (Leiter Oberst Marius Gauste-
rer). In den Bundesländern gibt es für
jedes Landespolizeikommando und je-
de Sicherheitsdirektion je einen „Men-
tor“, der das Projekt in seinem Bundes-
land vertritt. In jedem Bundesland sind
Praktikergruppen eingerichtet, mit der
Aufgabe, die Grundrechte in das poli-
zeiliche Handeln einfließen zu lassen. 

Derzeit werden in jedem Bundes-
land Menschenrechtsreferenten einge-
richtet. Mit dieser Aufgabe werden in
der Regel die stellvertretenden Landes-
polizeikommandanten befasst bzw. die
stellvertretenden Sicherheitsdirektoren.

POL I Z E I .MACHT.MENSCHEN . R E CHT E


